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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

hiermit nehmen wir die Gelegenheit wahr, gemäß der Aufforderung der EU-Kommission eine 

Stellungnahme zur Folgenabschätzung hinsichtlich der Einführung einer Verordnung über 

„saubere Unternehmensfahrzeuge“ einzureichen.  

 

• UNITI Bundesverband EnergieMittelstand e.V. repräsentiert in Deutschland rund 90 

Prozent des mittelständischen Energiehandels und bündelt die Kompetenzen bei 

Kraftstoffen, Brennstoffen sowie Schmierstoffen. Täglich frequentieren über 4,3 Millionen 

Kunden die ca. 8.650 Straßentankstellen der UNITI-Mitgliedsunternehmen, welche ca. 62 

Prozent des Straßentankstellenmarktes ausmachen. Mit etwa 3.700 freien Tankstellen sind 

bei UNITI zudem fast 70 Prozent der freien Tankstellen organisiert.  

 

• UNITI befürwortet die europäischen Klimaziele und setzt sich für eine technologieneutrale 

Ausgestaltung der Energiewende im Verkehrs- und Wärmebereich ein, sowie für gleiche 

Wettbewerbsbedingungen verschiedener Lösungsoptionen. Wir unterstützen sowohl die 

Elektrifizierung als auch die Kraftstoffwende im Straßenverkehr hin zu nachhaltigen 

erneuerbaren Kraftstoffen.  

 

• Im Hinblick auf bereits bestehende EU-Regulierungen und deren Anreizwirkung bei 

entsprechender Ausgestaltung stellen wir infrage, ob es eine zusätzliche EU-Verordnung 

nur für Unternehmensflotten benötigt. Stattdessen plädieren wir dafür, eine Erhöhung des 

Anteils von ZEV – ob elektrisch oder mit erneuerbaren Kraftstoffen oder Gasen betrieben 

– durch eine Verbesserung der Rahmenbedingungen über die bestehenden 

Rechtsvorschriften zu erreichen. Beispielsweise sollten die EU-Flottenverordnungen für 

Neufahrzeuge (Pkw, Transporter, Lkw, Busse) technologieoffen so ausgestaltet werden, 

dass verschiedene Lösungen einen Beitrag zur Erreichung der CO2-Vorgaben in der 

Neuwagenflotte leisten können. Wir setzen uns daher dafür ein, dass die EU-

Flottenverordnungen für Neufahrzeuge sowohl die Klimaschutzwirkung nicht-fossiler 

Kraftstoffe regulativ integrieren als auch eine dem Klimaschutz angemessene CO2-

Gesamtbilanzierung als Grundlage nehmen.  

 

Zum bestehenden EU-Rechtsrahmen gehören zudem die Verordnung über die 

Infrastruktur für alternative Kraftstoffe (AFIR), die Eurovignetten-Richtlinie, die Richtlinie 

über saubere Fahrzeuge, die Energiebesteuerungsrichtlinie, die Erneuerbare-Energien-

Richtlinie sowie Euro 7. Teilweise bedarf es hier systematischer Anpassungen, wie bei den 
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Flottenverordnungen aufgezeigt, teilweise müssten Reformvorhaben wie bei der 

Energiesteuerrichtlinie endlich verwirklicht werden.   

 

In Kombination mit steuerlichen Anreizen auf nationaler Ebene (wie die Anpassung der Kfz-

Steuer, einer niedrigeren nationalen Energiesteuer auf nicht-fossile Kraftstoffe, der Lkw-

Maut-Anpassung hinsichtlich der CO2-Kostenkomponente, etc) können bereits diese 

bestehenden EU-Regulierungen einen Beitrag zur Ökologisierung von Fahrzeugen auch im 

Vermietungs- und Leasingbereich leisten.   

 

• Sollte sich die EU-Kommission dennoch für die Einführung einer zusätzlichen EU-

Verordnung für Unternehmensfahrzeuge entschließen, dann appellieren wir diese nach 

den folgenden Maßgaben auszugestalten:  

 

Eine Initiative für mehr „saubere“ Unternehmensflotten sollte stets den Aspekt der 

Technologieoffenheit berücksichtigen, damit unterschiedliche Ansätze zur Zielerreichung 

der Ökologisierung von Fahrzeugen beitragen können. Das politische Ziel muss darin 

bestehen, für Unternehmensflotten möglichst geringe Treibhausgasemissionen über den 

gesamten Lebenszyklus hinweg zu erreichen. Im Vorhaben der Kommission ist jedoch 

bereits ersichtlich, dass sich mit Bezug auf die EU-Flottenregulierungen für Neufahrzeuge 

die Definition von „emissionsfreien Fahrzeugen“ (Zero Emission Vehicles, ZEV) aus 

politischen Gründen nur auf Elektrofahrzeuge beschränken könnte. Der Grund dafür ist die 

CO2-Bilanzierung von Antriebslösungen nur am Auspuff. Dies wurde in einem 

Rechtsgutachten als veraltete Methodik und europarechtsrechtwidrig bewertet1, denn mit 

dieser Methode werden Elektroautos regulativ bevorzugt. Die CO2-Minderungswirkung 

nicht-fossiler Kraftstoffe und damit der Beitrag von Fahrzeugen mit Diesel- oder 

Ottomotoren wird systematisch ausgeklammert.  

 

Den politischen Willen des EU-Parlamentes, eine Lebenszyklusbetrachtung bei 

Neufahrzeugen regulativ einzuführen (Erwägungsgrund 50 in der Pkw-Flottenverordnung 

Stand 2019 und Erwägungsgrund 33 nach Überarbeitung in 20232) hat die Kommission 

 
1 Univ.-Professor Dr. Martin Kment (2024): Rechtswissenschaftliches Gutachten „Unionsrechtsrechtswidrige EU-
Flottenregulierung“, auf Deutsch und auf Englisch. 
2 „Die CO2-Emissionen von Personenkraftwagen und leichten Nutzfahrzeugen über den gesamten Lebenszyklus 
müssen auf Unionsebene bewertet werden.“ Des Weiteren wurde mit Art. 7a eine Aufforderung zur Vorlage 
eines Berichtes an Parlament und Rat sowie die Aufforderung für delegierte Rechtsakte im Sinne einer Unions-
methode zur Erfassung der CO2-Emissionen über den gesamten Lebenszyklus erlassen. 

https://www.uniti.de/fileadmin/user_upload/Kment_Gutachten_de.pdf
https://www.uniti.de/fileadmin/user_upload/Kment_Gutachten_en.pdf
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bislang ignoriert. Wir lehnen daher jegliche Regulierung ab, die die jetzige Systematik 

wiederholt und nicht dem marktlichen Prinzip der Technologieneutralität entspricht.  

 

Politisch bereits diskutierte Kaufverpflichtungen für bestimmte Antriebslösungen lehnen 

wir ebenso aus Gründen wie der noch nicht technologieoffenen ZEV-Definition, der 

Kostenfrage und der Marktverzerrung ab. Stattdessen fordern wir dazu auf, nicht nur die 

Antriebslösung, sondern auch den Beitrag verschiedener Antriebsenergien wie Ladestrom, 

Wasserstoff, strombasierte und biogenen Kraftstoffe, die den Nachhaltigkeitskriterien der 

Richtlinie über erneuerbare Energien (RED) entsprechen, zu berücksichtigen und daraus 

ableitend Nutzungsanreize zu setzen.  

 
 
 
Für Fragen stehen wir gern zur Verfügung. 
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Kontakt 

 

 

 

 

 

RA Elmar Kühn  

Hauptgeschäftsführer 

E-Mail: kuehn@uniti.de 

Tel.: +49 (0)30/755 414-300 

 

Dominik Hellriegel 

Leiter Politik 

E-Mail: hellriegel@uniti.de  

Tel.: +49 (0)30/755 414 - 416 

Über UNITI 

Der UNITI Bundesverband EnergieMittelstand e.V. repräsentiert in Deutschland rund 90 Prozent 

des mittelständischen Energiehandels und bündelt die Kompetenzen bei Kraftstoffen, 

Brennstoffen sowie Schmierstoffen. Täglich frequentieren über 4,3 Millionen Kunden die ca. 8.600 

Straßentankstellen der UNITI-Mitgliedsunternehmen, welche ca. 62 Prozent des 

Straßentankstellenmarktes ausmachen. Mit etwa 3.700 freien Tankstellen sind bei UNITI zudem 

fast 70 Prozent der freien Tankstellen organisiert. Überdies versorgen die UNITI-Mitglieder etwa 

20 Millionen Menschen mit Wärme. Die Verbandsmitglieder decken rund 80 Prozent des 

Gesamtmarktes für flüssige und feste Brennstoffe ab. Ebenso zählen mit einem Marktanteil von 

über 50 Prozent die meisten unabhängigen mittelständischen Schmierstoffhersteller und 

Schmierstoffhändler in Deutschland zum Verband. Die rund 1.000 Mitgliedsfirmen von UNITI 

erzielen einen jährlichen Gesamtumsatz von etwa 95 Milliarden Euro und beschäftigen rund 

100.000 Arbeitnehmer in Deutschland. 
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